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Steuern und Vermögensplanung

Fachkenntnissen sowie nach dem Umfang und der
Schwierigkeit der Pflegschaftsgeschäfte richtet. Das gilt
nur dann nicht, wenn der Pflegling mittellos oder ein
Nachlass masselos ist. Dann gelten die Stundensätze des
§ 3 Abs. 1 VBVG (§§ 1915 Satz 1, 1836 Abs. 1 BGB, 3
Abs. 1 VBVG).

3. Verfahrensrecht
Gemäß § 67 Abs. 1 Satz 1 FGG bestellt das Vormund-
schaftsgericht dem Betroffenen einen Pfleger für das Ver-
fahren, soweit dies zur Wahrnehmung seiner Interessen er-
forderlich ist. Durch den neu eingefügten Satz 5 wird klar-
gestellt, dass künftig bei der Bestellung eines Verfah-
renspflegers vorrangig geeignete ehrenamtliche Personen
auszuwählen sind, wie dies bei der Bestellung eines Be-
treuers in § 1897 Abs. 6 Satz 1 BGB vorgeschrieben ist.
§ 67a FGG regelt in Absatz 1 durch Verweisung auf
§ 1835 Abs. 1 und 2 BGB den Aufwendungsersatz und,
falls die Verfahrenspflegschaft ausnahmsweise beruflich
geführt wird, in Absatz 2 die Vergütung des Verfahrens-
pflegers. Im letzteren Fall sind grundsätzlich die für Vor-
münder geltenden Vorschriften, also insbesondere § 3
VBVG anzuwenden. Eine Erhöhung des Stundensatzes
nach § 3 Abs. 3 VBVG sowie Abschlagszahlungen auf
die Vergütung nach § 3 Abs. 4 VBVG sind allerdings aus-
geschlossen. Gemäß § 67a Abs. 3 FGG können Aufwen-
dungsersatz und Vergütung auch im Rahmen einer Indi-
vidualpauschale gezahlt werden. Die Vorschrift wurde
dem aufgehobenen § 1836b BGB nachgebildet.
Eine wesentliche Einschränkung hat der Vorschlag des
Bundesrats im Gesetzgebungsverfahren gefunden, den
Vormundschaftsgerichten die Möglichkeit einzuräumen,
zur Feststellung der Notwendigkeit einer Betreuung auf
bereits vorhandene Gutachten zurückgreifen zu können.
Sollte das Vormundschaftsgericht nach den Vorstellun-
gen des Bundesratsentwurfs sämtliche Gutachten verwer-
ten können, die „durch einen Sachverständigen nach An-
hörung und persönlicher Untersuchung in einem anderen
Verfahren“ erstellt worden waren, wird die Erhebungs-
befugnis nunmehr auf bestehende ärztliche Gutachten
des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung
nach § 18 SGB XI beschränkt, § 68b Abs. 1a Satz 1
FGG. Kann das Gericht durch Verwendung eines solchen
Gutachtens feststellen, inwieweit bei dem Betroffenen in-
folge einer psychischen Krankheit oder einer geistigen
oder seelischen Behinderung die Voraussetzungen für die
Bestellung eines Betreuers vorliegen, kann von der Einho-
lung eines eigenen gerichtlichen Gutachtens abgesehen
werden. Mit der Erhebungsbefugnis der Vormundschafts-
gerichte korrespondiert die Übermittlungsbefugnis der
Pflegekassen, die in § 94 Abs. 2 SGB XI verankert wurde.
Die Möglichkeiten zur Abgabe von Betreuungsverfah-
ren an ein anderes Vormundschaftsgericht werden er-
leichtert, § 65a FGG. Der Zustimmung des Betreuers be-
darf die Abgabe nicht mehr. Auch das Widerspruchsrecht
des Betroffenen gegen die Abgabe wurde beseitigt.
Voraussetzung für die Abgabe ist das Vorliegen eines
wichtigen Grundes, §§ 65a Abs. 1, 46 Abs. 1 FGG. Dem
bisherigen Regelfall (Änderung des gewöhnlichen Auf-
enthalts des Betreuten und Erfüllung der Aufgaben des

Betreuers am neuen Aufenthaltsort) wird ein tatsächlicher
Aufenthalt von einem Jahr oder länger an einem anderen
Ort gleichgestellt. Entsprechende Änderungen für zivil-
rechtliche Unterbringungsverfahren werden in § 70 FGG
geregelt.
Der Verfahrensvereinfachung dient die Heraufsetzung
der maximalen Überprüfungsfrist von fünf auf sieben
Jahre, § 69 Abs. 1 Nr. 5 FGG. 

4. Sonstiges
Um sicherzustellen, dass in Betreuungssachen nur Richter
mit einem Mindestmaß an richterlicher Erfahrung tätig
sind, werden künftig Richter auf Probe im ersten Jahr
nach ihrer Ernennung in diesem Bereich ausgeschlossen,
§ 65 Abs. 6 FGG.
Wenig übrig blieb von dem Vorschlag des Bundesrats,
den Ländern durch eine Öffnungsklausel die Übertra-
gung richterlicher Aufgaben auf die Rechtspfleger zu
ermöglichen. Nach den Vorstellungen des Bundesrats
sollten die richterlichen Aufgaben im Betreuungsrecht
weitmöglichst übertragen werden können. Ausgenommen
waren nur die Tätigkeiten, die nach dem Grundgesetz eine
richterliche Entscheidung voraussetzen. Nunmehr be-
stimmt § 19 Abs. 1 Nr. 1 RPflG, dass den Rechtspflegern
die Auswahl des Betreuers und der hierzu erforderliche
Bestellungsakt übertragen werden kann, womit die Ein-
heitsentscheidung im Betreuungsrecht aufgehoben wird.
Den Richtern vorbehalten bleibt die Grundentscheidung
über die Anordnung der Betreuung einschließlich der
Festsetzung und Erweiterung des Aufgabenkreises und
die Aufhebung und Verlängerung der Betreuung. Es
bleibt abzuwarten, ob die Länder von dieser Öffnungs-
klausel Gebrauch machen. 
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2. Prozesskostenhilfebekanntmachung 
2005    

Die vom 1. April 2005 bis zu einer Neubekanntmachung,
längstens bis zum 30. Juni 2006, maßgebenden Beträge,
die nach § 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 2
der Zivilprozessordnung vom Einkommen der Partei ab-
zusetzen sind, betragen
1. für Parteien, die ein Einkommen aus Erwerbstätig-

keit erzielen (§ 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 Buchstabe b
der Zivilprozessordnung), 173 Euro,

2. für die Partei und ihren Ehegatten oder ihren Lebens-
partner (§ 115 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 Buchstabe a der
Zivilprozessordnung), 380 Euro,

3. für jede weitere Person, der die Partei auf Grund ge-
setzlicher Unterhaltspflicht Unterhalt leistet (§ 115
Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 Buchstabe b der Zivilprozessord-
nung), 266 Euro.

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. April
2005 an die Stelle der Ersten Prozesskostenhilfebekannt-
machung 2005 vom 21. Dezember 2004 (BGBl. I 2004,
3842; s. FamRB 2005, 94).
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